
Maßnahmenpaket der EU zum Online-
Handel fällt durch
Die EU-Kommission hat ein Maßnahmenpaket vorgelegt, mit dem sie den grenzüberschreitenden
Handel beflügeln möchte. Es geht um Geoblocking, Versandkosten und Durchsetzung der
Verbraucherrechte. Die derzeit vorgelegten Vorschläge fallen aber allesamt durch.

„Allzu oft sind Menschen von den besten Online-Angeboten abgeschnitten oder entscheiden
sich gegen Einkäufe im Ausland. Dies hat damit zu tun, dass die Zustellpreise zu hoch sind
oder dass sich die Verbraucher Sorgen machen, wie sie ihre Ansprüche geltend machen
können, wenn etwas schief geht. Wir streben eine Lösung für diese Probleme an“, sagte
Vizepräsident Andrus Ansip.

Aus diesen Gründen hat die EU-Kommission ein Maßnahmen-Paket vorgelegt, mit dem sie den
Online-Handel, insbesondere den grenzüberschreitenden, ankurbeln will.

Verbot des Geoblocking
Per EU-Verordnung, d.h. also ohne weitere Umsetzungsakte der Mitgliedstaaten, will die
Kommission regeln, dass das sog. Geoblocking verboten wird. Dafür hat die Kommission jetzt von
Vorschlag für eine Verordnung über Maßnahmen gegen Geoblocking und andere Formen der
Diskriminierung aufgrund der Staatsangehörigkeit, des Wohnsitzes oder des Ortes der
Niederlassung des Kunden innerhalb des Binnenmarktes, 2016/0152(COD), vorgelegt.

Dabei wird Personen, die eine Website, also auch z.B. einen Online-Shop, aufgrund ihrer IP-Adresse
ein anderer Preis als anderen Kunden oder andere Lieferbedingungen oder ein ganz anderes
Angebot angezeigt.

Personen darf nach den aktuellen Plänen aufgrund der Staatsangehörigkeit, des Wohnsitzes oder
des Ortes der Niederlassung der Zugang zu einer Website nicht mehr durch technische Mittel oder
auf anderem Wege gesperrt oder beschränkt werden.

Dieses Verbot soll aber nicht gelten, wenn zwingende Rechtsvorschriften eine solche Sperre oder
Beschränkung vorschreiben.

Unternehmer sollen aber nicht gezwungen werden, mit Kunden aus allen EU-Mitgliedstaaten
Verträge schließen zu müssen.

Weiterleitung auf richtige Sprachversion wird
verboten
Nach Art. 3 wird es verboten, den Besucher einer Website aufgrund seiner Staatsangehörigkeit,
seines Wohnsitzes oder seines Ortes der Niederlassung zu einer Version der Website weiterzuleiten,
die sich von der Seite in Sachen Layout, Sprache oder anderen Merkmalen unterschiedet, die der
Besucher eigentlich aufrufen wollte.

Beispiel:
Ruft ein Italiener aus Italien amazon.de auf und wird dann automatisch auf amazon.it
weitergeleitet, ist dies zukünftig grundsätzlich verboten.

Es sei denn, der Besucher erteilt seine ausdrückliche Zustimmung.
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Eine solche Weiterleitung soll auch zulässig sein, wenn zwingende Rechtsvorschriften das erlauben.

In diesem Fall muss der Online-Händler die Weiterleitung “präzise” begründen und zwar in der
Sprache der Website, die der Besucher ursprünglich aufrufen wollte.

Bleiben wir bei dem Beispiel:
Ruft ein Italiener aus Italien amazon.de auf und wird dann automatisch auf amazon.it
weitergeleitet (weil es dafür einen gesetzlichen Grund gibt – nämlich, dass mit Italienern
immer der Vertrag auf Italienisch geschlossen werden muss), dann ist die Weiterleitung
zulässig.
In dem Fall muss sich aber auf amazon.it ein kleines Fenster öffnen, in dem präzise der
Grund der Weiterleitung begründet wird. Diese Begründung ist in deutscher Sprache zu
erteilen.
Es bleibt aber unklar, ob das als Rechtfertigungsgrund schon reichen würde.

Keine verschiedenen AGB
Online-Händler, die nicht in einen anderen Mitgliedstaat liefern, dürfen gegenüber Besuchern
aufgrund deren Staatsangehörigkeit, Wohnsitzes oder Ortes der Niederlassung keine
unterschiedlichen AGB-Versionen anwenden.

Beispiel:
Ein deutscher Online-Händler, der nicht nach Polen liefert, darf bei einem Kunden aus Polen
keine anderen AGB verwenden, als bei einem Kunden aus Deutschland.
Ja, warum sollte der Händler das auch machen? Er liefert ja gar nicht nach Polen!
Liefert ein Online-Händler dagegen nach Polen, darf er bei Verbrauchern aus Polen andere
AGB zur Anwendung bringen. Ja, er muss es sogar, weil in Polen andere Gesetze gelten als in
Deutschland.

Ein Anwendungsfall für dieses Verbot: Ein deutscher Unternehmer betreibt eine Website, auf der er
seine Produkte präsentiert. Ein Verbraucher aus Polen kommt auf diese Website und fährt dann in
das Ladengeschäft des Händlers in Deutschland und kauft die Ware dort – bzw. die online gekaufte
Ware holt der polnische Verbraucher im Ladengeschäft des deutschen Händlers ab.

Dass in einer solchen Konstellation eine Vielzahl von Händler für den extra aus Polen anreisenden
Verbraucher eine eigene AGB-Version überhaupt zur Verfügung haben, darf wohl stark bezweifelt
werden.

Warum sollte ein stationärer Händler extra für den Fall, dass mal ein ausländischer Kunde vorbei
kommt, andere AGB bereithalten?

Online-Händler, die also ins Ausland liefern, sind von diesem Verbot nicht betroffen.

Die Regelung macht in meinen Augen daher keinen Sinn – so wie der gesamte
Verordnungsvorschlag.

Paketzustellung soll billiger werden
Als zweite Maßnahme soll die Paketzustellung günstiger werden, das steht zumindest auf der
Website der Kommission. Dies soll ebenfalls per EU-Verordnung geregelt werden, Vorschlag für eine
Verordnung über grenzüberschreitende Paketzustellung, 2016/0149(COD).

Wer in dem Vorschlag aber nach einer Regelung sucht, die dafür sorgt, dass die
grenzüberschreitende Paketzustellung billiger wird, der wird enttäuscht werden.
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In den Vorüberlegungen zu dem Verordnungs-Vorschlag heißt es dann:

“Konkret zielt dieser Vorschlag darauf ab,
1) dass die Märkte besser funktionieren, indem
a) die Regulierungsaufsicht über die Paketzustellmärkte wirksamer und kohärenter gestaltet
wird und
b) der Wettbewerb angekurbelt wird, und
2) die Tarife transparenter werden, damit
a) ungerechtfertigte Tarifunterschiede abgebaut und
b) die Tarife für Privatkunden und Kleinunternehmen vor allem in entlegenen Gebieten
gesenkt werden.”

Diese Ziele sollen dadurch erreicht werden, Paketzustell-Dienstleister ihre Tarife jedes Jahr an die
jeweilige nationale Regulierungsbehörde melden (in Deutschland also an die Bundesnetzagentur).

Diese bewertet dann die “Erschwinglichkeit” der Tarife.

Erschwinglichkeit der Tarife
Die Erschwinglichkeit der Tarife wird anhand verschiedener Kriterien geprüft:

die Inlandstarife vergleichbarer Paketzustelldienste im Einlieferungsland und im Bestimmungsland
die Endgebühren (das sind die Gebühren, die z.B. ein deutscher Zusteller bezahlen muss, wenn an der
Grenze ein Zusteller-Wechsel stattfindet)
die etwaige Anwendung eines Einheitstarifes auf zwei oder mehr Mitgliedstaaten.
Meint die Behörde nach der Bewertung, die Tarife seinen nicht “erschwinglich”, muss der
Paketdienstleister weitere Informationen übermitteln oder die Höhe der Tarife begründen.

Anschließend übermittelt die Regulierungsbehörde die Tarife und die Informationen bzw.
Begründung an die Kommission und an alle anderen Regulierungsbehörden der Mitgliedstaaten.

Die Kommission veröffentlicht diese dann auf ihrer Website.

Welchen Mehrwert dieses Verfahren für den grenzüberschreitenden Handel haben soll, bleibt ein
Geheimnis der Kommission. Schon heute hat jeder Zustell-Dienstleister eine Webseite, auf der die
Gebühren eingesehen werden können.

Keine Regulierung durch Behörde
Die Regulierungsbehörde hat aber keine Möglichkeit, die Tarife zu untersagen oder zu ändern.
Lediglich bei den sog. Endgebühren kann die Regulierungsbehörde ein Mitsprache-Recht haben,
wenn es multilaterale Vereinbarungen gibt.

In der Pressemeldung der EU-Kommission heißt es zu diesem Verordnungsvorschlag:

“Verbraucher und Einzelhändler können dadurch von günstigeren Tarifen und praktischen
Rücksendemöglichkeiten auch dann profitieren, wenn Sendungen in abgelegene
Randgebiete gehen oder aus diesen verschickt werden.”

In dem Verordnungs-Vorschlag selbst findet sich aber kein Wort zu günstigeren Tarifen. Auch
“praktische Rücksendemöglichkeiten” für den Verbraucher werden in dem Verordnungs-Vorschlag
nicht angesprochen.



Warum ist der Versand so teuer?
Beim grenzüberschreitenden Handel können zwei oder sogar noch mehr Transport-Dienstleister
beteiligt sein. Diese wollen natürlich alle an dem Versand des Paketes verdienen.

Hinzu kommen an sich höhere Transportkosten, weil evtl. die Wege ins Ausland weiter sind als eine
Lieferung im Inland. Wenn es in ein weiter entferntes Land geht, wird der Transport evtl. mit dem
Flugzeug durchgeführt, wodurch weitere Kosten entstehen können.

Andere Vorschriften in Bezug auf Arbeitszeiten, Arbeitssicherheit und andere Sozialstandards
können ebenfalls zu einer Erhöhung des Portos für grenzüberschreitende Lieferungen führen.

Verbesserung beim Verbraucherschutz
Als dritte Maßnahme schlägt die Kommission vor, die Durchsetzung von Verbraucherrechten,
insbesondere beim grenzüberschreitenden Handel zu verbessern.

Dafür soll die Verbrauchschutzdurchsetzungs-Richtlinie geändert werden. Die dort genannten
verantwortlichen sollen in Zukunft

“- überprüfen, ob Verbraucher durch Geoblocking diskriminiert werden oder die für den
Kundendienst geltenden Bedingungen (z. B. das Rücktrittsrecht) mit EU-Recht unvereinbar
sind;
– anordnen, dass Websites mit betrügerischen Angeboten sofort gelöscht werden;
– Informationen bei den Registrierstellen für Domainnamen und Banken anfordern, um die
Identität des verantwortlichen Händlers zu ermitteln.”

Fazit
Das groß angekündigte und nun verkündete Maßnahmenpaket wird wohl nichts am internationalen
Online-Handel ändern. Weder der Verbraucher noch der Unternehmer werden Vorteile durch dieses
Paket bekommen. Das hätte man sich sparen können.

Anstatt sich ständig neue Regulierungsmöglichkeiten zu überlegen, sollte die EU-Kommission
vielleicht einmal darüber nachdenken, bestehende Regulierungen abzubauen, um den
grenzüberschreitenden Handel wirklich zu beflügeln. Außerdem sollte die Rechtszersplitterung
beseitigt werden. Selbst bei vollharmonisierten Rechtsgebieten wie z.B. durch die
Verbraucherrechterichtlinie, gibt es große nationale Unterschiede. (mr)


